
Einzelhandel 

Härtere Strafen
Der Handel sieht sich einer
massiven Ladendiebstahlwel-
le ausgesetzt und macht Poli-
zei wie Justiz dafür mitver-
antwortlich. Mitunter erschei-
ne die Polizei gar nicht erst
am Tatort, Händler seien frus-
triert und verzichteten immer
häufiger auf eine Strafanzei-
ge, heißt es in einem Papier des
Handelsverbands Deutsch-
land (HDE). In der Branche
verfestige sich der Eindruck,
„dass dem Staat Wille und
Möglichkeiten zur Rechts-
durchsetzung“ fehlten. Wie-
derholungstäter würden trotz
Anzeigen auf freiem Fuß
 bleiben, die Polizei stelle teil-
weise nur die Personalien fest
und lasse Verdächtige dann

gehen. Der Verband fordert
für schwere Diebstahlsdelikte
die Mindeststrafe auf ein Jahr
Haft anzuheben. Auch solle
es weniger Möglichkeiten zur
Verfahrenseinstellung geben,
weil davon in „völlig unver-
hältnismäßiger Weise Ge-
brauch“ gemacht werde. Zu-
dem solle Videoüberwachung
erleichtert werden. Speziell
für nicht deutsche Täter for-
dert der Verband Präventions-
programme – diese Gruppe
sei beim Ladendiebstahl über-
repräsentiert. Laut HDE habe
dieses Delikt dramatisch
 zugenommen. Offiziell re gis -
triert wurden aber in den ver-
gangenen Jahren nur jeweils
gleichbleibend rund 400000
Ladendiebstähle, die Dunkel-
ziffer liegt laut HDE bei
„mindestens 98 Prozent“. mum

Air Berlin

Easyjet zahlt 
Warteprämie
Die britische Billigfluggesell-
schaft Easyjet zeigt sich bei
der geplanten Übernahme
von rund tausend Mitarbei-
tern des insolventen Ex-Wett-
bewerbers Air Berlin groß -
zügiger als vermutet. Das
geht aus einer Vereinbarung
hervor, die das Unternehmen
mit der Gewerkschaft Ver.di
abgeschlossen hat. Die Auf-
stellung führt exakt auf, wie
viele Kapitäne, Co-Piloten,
Kabinenchefs und Flugbeglei-
ter Easyjet in jedem Monat
einstellen will. Im Januar
zum Beispiel sollen ingesamt
28 Flugzeugführer und 56 Ka-

binenkräfte bei ihrem neuen
Arbeitgeber antreten. Da die
Ausbildungskapazitäten be-
grenzt sind, müssen die übri-
gen Mitarbeiter teilweise bis
September warten, ehe sie
bei Easyjet aufgenommen
werden können. Zum Aus-
gleich will die Firma den Ex-
Air-Berlin-Beschäftigten ein
Überbrückungsgeld zahlen.
Bei einem Kapitän, der erst
im September 2018 anfängt,
beträgt es 40000 Euro. Wer
bereits im Mai beginnt, be-
kommt die Hälfte. Flugbeglei-
ter müssen mit deutlich weni-
ger rechnen. Für sie beträgt
die Einmalzahlung in der
Spitze maximal 8800 Euro –
zusätzlich zum bis dahin be-
zogenen Arbeitslosengeld. did
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Wirtschaft
Medienbranche

Deutsche Konzerne
abgeschlagen
International verlieren deut-
sche Medienkonzerne zuneh-
mend an Bedeutung. Die hie-
sige Nummer eins Bertels-
mann, Umsatz: 17 Milliarden
Euro, fällt auf der Liste der
Branchenriesen im Vergleich
zum Vorjahr um vier Plätze
auf Rang 15 zurück. Der
Streamingdienst Netflix,
Rang 28, erzielt bereits halb
so viel Umsatz wie die
 Gütersloher, die in den Acht-
zigerjahren sogar kurzzeitig

weltweit den ersten Platz
 belegten. Das geht aus einem
Ranking des Instituts für Me-
dien- und Kommunikations-
politik (IfM) hervor. „Schon
in drei, vier Jahren könnte
Netflix Bertelsmann überholt
haben“, sagt IfM-Direktor
Lutz Hachmeister. Als zweit-
stärkstes deutsches Unter -
nehmen folgt auf Rang 30 der
 öffentlich-rechtliche Sender-
verbund ARD (Budget: 6,5
Milliarden), ProSiebenSat.1
erreicht Rang 48, Axel Sprin-
ger 52. Angeführt wird die
Liste von Alphabet, dem Mut-
terkonzern von Google. akü
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Ankunft des letzten Air-Berlin-Flugs am Flughafen Tegel am 27. Oktober

Airbus

Regierung stellt sich
hinter Enders
Die Bundesregierung vertei-
digt den wegen einer Kor-
ruptionsaffäre umstrittenen
Vorstandschef von Airbus
gegen Vorwürfe aus Frank-
reich. Tom Enders sei „bis
2019“ bestellt, sagte ein Spre-
cher der Bundesregierung
dem SPIEGEL: „Eine Abstim-
mung zwischen den Aktionä-
ren Deutschland, Frankreich
und Spanien über die Zeit
danach steht derzeit nicht
auf der Tagesordnung.“ Da-
mit reagiert das Kanzleramt
auf Berichte, wonach der
französische Staatspräsident
Emmanuel Macron den Air-
bus-Chef abberufen will und

wieder mehr Staatseinfluss
im Verwaltungsrat des Luft-
und Raumfahrtunterneh-
mens fordert. Das „Handels-
blatt“ hatte berichtet, Macron
habe darüber mit Merkel
mehrmals gesprochen. Dies
wollte das Bundeskanzler-
amt nicht bestätigen. In der
deutschen Regierung wun-
dert man sich über Macrons
vermeintliche Meinungsän-
derung, was die Besetzung
des Aufsichtsrats mit Mitglie-
dern der Regierungen aus
den Anteilsländern angeht.
Die derzeitige Struktur ohne
politische Vertreter sei in
den Jahren 2012 und 2013
vom damaligen Regierungs-
berater Macron mit ausge-
handelt worden, so heißt es
in Berlin. gt
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Enders 


